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Sachverhalt und Antr&ge 

I. 	Die Beschwerdeführerin ist Inhaberin des europ&ischen 

Patents Nr. 0 087 084 (Anxneldenuinmer 83 101 335.4) 

II. 	Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende) hat gegen das 

erteilte Patent Einspruch eingelegt und beantragt, das 

Patent inangels Patentf&higkeit zu widerruf en. 

Zum Nachweis einer angeblichen Vorbenutzung wurden 

innerhaib der Einspruchsfrist die Unter].agen 

Dl) 	Konstruktionszeichnung Nr. 94 112 46 002, 

Bedienungsschalter AC; 

Konst rukt ions zeichnung Nr. 90.704.30.167, Hebel, 

Konstruktionszeichnung Nr. 90.612.03.047, 

Gleitstück; 

Porsche-Ersatztei].e-Katalog für Typ 928, Ausgabe 

1-80, Gruppe 8, Untergruppe 8/13/1 (Bedienungs-

schalter); 

Eidesstattliche Erkiarung des Herrn Kuhn aus dexn 

Hause der Beschwerdegegnerin; 

Eidesstattliche Erklrung des Herrn Klaus-Roger 

Düwel der Firma Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktien-

gesellschaft 

vorgelegt. 

III. Mit Entscheidung in der mUndlichen Verhandlung vom 

18. April 1991, in schriftlich begründeter Form am 

28. Oktober 1991 zur Post gegeben, hat die Einspruchs-

abteilung das europaische Patent Nr. 0 087 084 wider-

ruf en. 

In der Entscheidung wurde 'ausgefuhrt, daE 

- der Einspruch zul&ssig sei, 

1395.D 



- 2 - 	 T0988/91 

- das un Kennzeichen des Patentanspruchs 1 hinzugefugte 

Merkmal thlockartigN nicht urspring1ich of ferthart sei 

- und sornit gegen Artikel 123 (2) verstofe, und 

- der Gegenstand des Patentanspruchs 1 im Hinblick auf 

den vorbenutzten Bedienungsschalter nicht auf einer 

erfinderischen Tátigkeit beruhe. 

Gegen diese Entscheidung legte die Beschwerdeführerin 

(Patentinhaberin) am 18. Dezeinber 1991 unter gleich-

zeitiger. Zahiung der vorgeschriebenen GebUhr Beschwerde 

em. Die Beschwerdebegrundung wurde am 28. Februar 1992 

eingereicht. 

Es wurde am 29. Juni 1993 mündlich verhandelt. 

?1m Ende der mündlichen .Verhandlung beantragte die 

BeschwerdefUhrerin, die angefochtene Entscheidung 

aufzuheben .und das Patent in .geandertem Urn.fang mit - den 

Ansprüchen, der Beschreibung undder Zeichnung uberreicht 

in der xnündlichen Verhandlung aufrechtzuerhalten. 

Patentanspruch 1 lautet: 

NI. Steuergerat mit BettigungsknOpf en (18) für Heizungs-

Klima- und LUftungsanlagen in Kraftfahrzeugen, bestehend 

aus einem GrundkOrper (14), mindestens einem Stelihebel 

(1) und inindestens einem durch ein federndes Element (5) 

gegen einruhendes Bauteil abgestutzten Betatigungshebel 

(2), wobei das Steuergerãt jeweils zwischen dem drehbar 

gelagerten Stellhebel (1) und dein linear verschiebbaren 

Betatigungshebel (2), der ein Element einer Gleitführung 

ist, einen Zwischenhebel (3) aufweist, der sowohl am 

Betãtigungshebel (2) als auch am Stellhebel (1) in einem 

Gelenk ausschlieflich drehbar gelagert ist, wobei ferner 

die BetätigungsknOpfe mittels Lichtleiter (10) beleuchtet 

sind, der GrundkOrper (14) aus Kunststoff hergestelit ist 

und die Lãngsachse des Zwischenhebels (3) mit der 
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Fthrungsba 	(4) des Bet&tigungshebels (2) in einer 

Endlage einen Winkel von 90 ± 100 bildet, 
gekennzeichnet 	d u r c h Oeinvorge- 
spanntes, e].astisches, nicht-federforzniges Kunststoffteil 

un Stell- und/oder Betatigungshebel als federndes Element 

(5) . U  

VI. 	Zur Begründung Ihres Antrags fThrte die Beschwerde- 

führerin im wesent].jchen aus: 

a) Zulássigkeit des Einspruchs: 

Die Einspruchsbegrilndung sei nicht so abgefaft, daf 

die Patentinhaberjn und die Einspruchsabteilung den 

behaupteten Widerrufsgruxid ohne eigene Erxnittlungen 

absch1iefend prüf en kOnnten: Es fehle in den eides-

stattlichen Erklarungen der Zeugen jede Substan-

tiierung bezuglich der Aquivalenz zwischen den 

Konstruktionszeichnungen Dl, D2 und D3 und dem 

Gegenstand des angefochtenen Patents. 

Aus der Konstruktionszeichnung Dl sei eine drehbare 

L,agerung des Zwischenhebels (3) am Betatigungshebel 

(2) ohne weitere Erxnittlurigen nicht zu entnehmen. Die 

Konstruktionszeichnung D3 sei au1erdein aus dem Jahre 

1980 datiert, wàhrend von den Zeugen die angebliche 

of fenkundige Vorbenutzung in den Zeitrauin Juli 1978 

bis Juni 1979 gelegt werde. Die Zeichnung D2 

betref fend ein angebliches Einzelteil (Zwischenhebel) 

sei fnTher datiert als die Zeichnung Dl, die den 

gesalnten Bedienungsschalter zeige. 

Die Tatsache, dag sie (als Ergebnis eigener 

Bernuhungen) inzwischen die of fenkundige Vorbenutzung 

anerkannt hat, habe auf die Frage der Zulassigkeit 

des Einspruchsvorbringens keinen EinfluS. 
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b) Erfinderische Tatigkeit: 

Weder das of fenkundig vorbenutzte Steuergert noch 

die im Einspruchsverfahren zitierten Dokumente 

zeigten oder beschrieben em n vorgespanntes, 

elastisches, nicht-federformiges Kunststoffteil als 

federndes Elenient. Es sei nicht erkerinbar, waruxn es 

naheliegend gewesen sein--soiite,-einsolches -Elexnent 

in einem Steuergerat zu verwenden, da bis zuxn 

Anmeldungszeitpunkt offerthar nur Metall-Federelemente 

als einsatzwurdig angesehen worden seien. 

VII. Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende) hat dern wider-

sprochen. Sie macht imwesentlichen geltend, dag die 

Benutzung von vorgespannten elastischen Kuriststoffteilen 

für verschiedene Zwecke langst bekannt gewesen sei, 

beispielsweise a1ssog. Osilent blocks..Die xnetallische 

Blattfeder .der of fenkundigen Vorbenutzungdurch em 

vorgespanntes, elastisches, nicht-federfOrmiges Kunst-

stoffteil dieser Art zu ersetzen, sei nichts anderes als 

ein b1ofer Stoffaustausch oder Materialersatz, der keine 

erfinderische Ttigkeit begrunden konne. 

Sie beantragt, die Beschwerde zurückzuweisen und den 

Widerruf des angefochtenen Patents zu besttigen. 

Exit scheidungsgx-ünde: 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

den Regein 1 (1) und 64 EPU; sie ist zulassig. 

Zulassigkeit des Einspruchs: 

2.1 	Die BeschwerdefUhrerin rügt die angefochtene Entscheidung 

nicht nur un Punkte erfinderische Ttigkeit, sondern 

rnacht vorab geltend,. schon der Einspruch der Beschwerde- 
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gegnerin sei mangels zureichender Begründurig hinsichtlich 

der oben in Punkt II. genannten of fenkundigen Vorbe-

nutzung unzu].àssig gewesen. Dazu ist festzuhalten, daf 

die Beschwerdeführerin das Faktuxn dieser Vorbenutzung 

bereits in ihrem Schriftsatz vom 16. April 1991 gegenuber 

der Vorinstanz ohne Einschr&nkung anerkannt hat. In der 

Beschwerde vertritt sie nun die Auffassung, ihr 

Bestreiten der Zul&ssigkeit des Einspruchs b].eibe davon 

unberuhrt. Es kann hier often bleiben, ob die Beschwerde-

führerin durch ihr Anerkenntnis nicht auch hinsichtlich 

der Zul&ssigkeitsfrage gebunden ist, da die Zulàssigkeit 

des Einspruchs als unverzichtbare prozessuale Voraus-

setzung der sachlichen Prufung des Einspruchsvorbringens 

in jedem Verfahrensstadium, also auch un Beschwerde-

verfahren, von Amts wegen zu prufen ist (siehe T 289/91 

vom 10. Marz 1993, zur VerOffentlichung im AB1. EPA 

bestixnrnt, Nr. 2.1 der Grunde). 

2.2 Nach Regel 55 C) mug die Einspruchsschrift folgendes 

enthalten: 

- eine Erkiarung darüber, in welchexn Umfang gegen das 

europaische Patent Einspruch eingelegt wird, 

- die Nennung der Einspruchsgrunde, sowie 

- die Angabe, der zur Begriindung vorgebrachten 

Tatsachen und Beweismittel. 

Geinag Artikel 99 (1) EPU ist der Einspruch Oinnerhalb von 

9 Monaten nach der Bekanntmachung des Hinweises auf die 

Erteilung des europ&ischen Patents schriftlich einzu-

reichen und zu begrunden. Der Inhalt des Einspruchs-

schriftsatzes mug also innerhaib dieser Frist mit den 

Erfordernissen der Regel 55 C) in Einklang gebracht 

werden. 

Die BeschwerdefUhrerin bemangelte die Begrundung des 

Einspruchsschriftsatzes. Mithin hat sie bestritten, da1 
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das dritte Erfordernis von Regel 55 c) betref fend die 

Arigabe der zur Begründung des Einspruchs vorgebrachten 

Tatsachen und Beweismittel erfüllt ist. 

Wird eine of fenkundige Vorbenutzung geltend gernacht, so 

ist das dritte Erfordernis der Regel 55 C) nach den 

Entscheidungen T 538/89- 3.2.1 vom 2. Januar 1991 und 

T 328/87, AB1. EPA 1992, 701 dann erfullt, wenn die 

Angaben der Tatsachen und Beweisxnittel objektiv aus der 

	

- 	Sicht des Durchschnittsfachxnanns soweit verstàndlich und 
- - - 
	 verwertbar sind, dag sie es erlauben, 

den Zeitpunkt bzw. Zeitraum der Of fentlichen 

Vorbenutzung dahingehend zu Uberprüf en, ob eine 

Benutzung vor dexn mageb1ichen Zeitpunkt (Vor-

benutzung) vorliegt, 

den Gegenstand der Benutzung soweit festzustellen, 

da:9 seine Ubereinstimmung mit dem Gegenstand des 

Streitpatents prüfbar ist, und 

den Ort und die Umstande der Benutzung zur Fest-

stellung der Of fenkundigkeit (Zuganglicbznachen für 

die Of fentlichkeit) des benutzten Gegenstands zu 

Uberpruf en. 

	

2.3 	UberprUfung des Zeitpunkts bzw. Zeitraums (Kriteriuxn a)). 

Im Einspruchsschriftsatz ist ausgefUi -irt, dag der vorbe-

nutzte Bedienungsschalter an die Firma Porsche geliefert 

urid in dezn Zeitraum Juli 1978 bis Juni 1979 serienxnAig 

im Fahrzeug des Typs Porsche 928 eingebaut wurde. 

Es wurden hierfür eidesstattliche Erkiarungen des Herrn 

Robert Kuhn (D5) aus dem Hause der Beschwerdegegnerin und 

des Herrn Klaus-Roger Düwel (D6) der Firma Porsche dem 

Einspruchsschriftsatz beigefugt. Durch Benennung des 

1395.D 	 . 
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Zeitrauxns ist das Kriteriuzn (a) erfüllt. Die Zeugen-

benennung ist gemd:& Artikel 117 (1) d) EPU als Beweis-

mittel zulassig. 

	

2.4 	Feststel].ung des Gegenstands der Benutzung (Kriteriuni 

b)). 

Die Beschwerdef)hrerjn hat in dieser Hinsicht vorge-

bracht, es fehle jede Substantiierung, aus der die 

Patentinhaberin die behauptete Aquivalenz zwischen den 

Konstruktionszeichnungen und dent Erfindungsgegenstand 

entnetunen konnte. Dent ist.nicht zu folgen: 

Anhand der Konstruktionszeichnungen DlBedienungs-

schalter, D2 'Hebel und D3 GleitstUck wurden mm 

Einspruchsschriftsatz Einzelmerkinale des darin darge-

steliten Bedienungsschalters erOrtert urid mit den mm 
Patentanspruch 1 &ufgefiThrten Einzelmerkmalen verglichen. 

Infolge dieses Vergleichs wurde die Neuheit des Gegen-

stands des erteilten Patentanspruchs 1 in Frage gestelit. 

Durch diese vorgebrachten Tatsachen und die als Beweis-

mittel vorgelegten Konstruktionszeichriungen Dl, D2 und D3 

ist die behauptete IdentitAt des vorbenutzten Gegenstands 

mit dent des Patentanspruchs 1 nachprufbar. 

Somit ist auch das vorgenannte Kriterium bi erfüllt. 

	

2.5 	Ermittlung der Umst&nde der Vorbenutzung (Kriteriuxn c)). 

Wie in Punkt 2.3 bereits dargetan, hat die Beschwerde-

gegnerin zu den Tatsachen vorgebracht, dag der vorbe-

nutzte Bedienungsschalter an die Firma Porsche geliefert 

und serienxnAfig mm Fahrzeug des Typs Porsche 928 

eingebaut worden sei. Dies wurde in den beigefugten 

eidesstattlichen Erkiarungen D5 und D6 best&tigt. Als 

Beweismittel hat die Beschwerdegegnerin einen Ersatz- 
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teile-Katalog für den Porsche 928 eingereicht (D4), in 

dein als Ersatzteil ein Bedienungsschalter angeboten 

wurde, der angeblich identisch mit dem der Konstruktions-

zeichnung Dl OBedienungsschaltern sei. 

Für diesen Bedienungsschalter ist in dein Ersatzteile-

Katalog D4 eine mit der Porsche-Zeichnungs-Nuinmer auf der 

Konstruktionszeichnung Dl Ubereinstinwnende Teile-Nuinmer 

angegeben. Mithin enthàlt der Einspruchsschriftsatz zur 

Feststellung der angegebenen Art der Vorbenutzung 

(Serienherstellung, Lieferung an einen Kunden und 

serienInáfiger Einbau in Fahrzeugen) geeignete Tatsachen 

und entsprechende Beweismittel (Ersatzteile Katalog D4 

und die eides-stattlichen Erklärungen D5 und D6). 

Diese Angaben sind nach Ansicht der Kaxnrner ohne weitere 

Ermittlungen verstãndlich und durch die Patentinhaberin 

oder die Einspruchsabteilung nachprUfbar. 

	

2.6 	Mithin ist den Kriterien a) - c) und damit den sachlichen 

Mindestanforderungen des Artikels 99 (1) und der Regel 55 

C) EPU entsprochen worden. 

	

2.7 	Die Beschwerdeführerin hat Zweifel gegenuber der 

ilSchlussigkeita des Vorbringens zur of fenkundigen 

Vorbenutzung geãuiert. Wie in der Entscheidung T 234/86, 

AB1. EPA 1989, 79, Punkt 2.2 bereits festgestellt wurde, 

ist die MSchlussigkeit des Vorbringens kein Zu1ssig-

keitskriteriuxn des Einspruchs. Es genugt dazu, dag die 

innerhaib der Einspruchsfrist gemachten Angaben zur 

behaupteten of fenkundigen Vorbenutzung für jedes der 

vorgenannten Kriterien a) - C) aus der Sicht des 

Fachmanns soweit verstãndlich sind, dag eine Prufung 

ihrer rnateriell-rechtlichen Begründetheit stattfinden 

kann (vgl. die bereits genannte Entscheidung T 538/89, 

Punkt 2.6 der Gründe). 
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2.8 Die BeschwerdefUhrerin beanstandet darüber hinaus, daft 

die Konstrukt ions zeichnung D3 OGleitstlacku aus deni Jahre 

1980 staimnt, wohingegen die angebliche of fenkundige 

Vorbenutzung gemag den eidesstattlichen Erkl&rungen D5 

und D6 in den Zeitrauxn Juli 1978 bis Juni 1979 stattfand. 

Es wird zudem noch beanstandet, da€ die Detailzeichriung 

D2 OHebelm frOher datiert ist ala die Zeichnung Dl des 

gesamten Bedienungsschalters. 

Hierzu ist festzustellen, daS die Frage der Beweis-

wurdigung, d.h. hier der Feststellung, ob die angezogenen 

Beweismittel die behaupteten Tatsachen zu beweisen ver-

Inogen, nicht die Beurteilung der Zulassigkeit des Ein-

spruchs betrifft, sondern die Uberprüfung der sachlichen 

BegrOndetheit desselben (siehe die o.g. Entscheiduflg 

T 234/86, Punkt 2.4 der GrOnde). 

Aus alledem foigt, da der-Einspurch zul&ssig ist. 

3. 	Anderungen 

Die un Kennzeichen des Patenanspruchs 1 vorgenoirnene 

Einfugung onicht-federf6rmigesm ist zwar an keiner Stelle 

der ursprunglich eingereichten Unterlagen erw&hnt, 

xna€gebend für die Beurteilung der Zulassigkeit von 

Anderungen ist aber das Verst&ndriis des zustandigen 

Fachxnanns, der nicht am Wortlaut des ursprOnglich 

Offenbarten haftet, sondern dessen Inhalt nach seinexn 

Sinn ermittelt. 

Auf Seite 3, zweiter Absatz der ursprünglich einge-

reichten Beschreibung heigt es: 

Zuin Abstinnen der Verstellkr&fte des Bet&tigungshebels, 

was bislang durch Metailfedern erfolgte, hat sich der 

Eiribau von federnden Eleinenten 5, weiche tinter Vor-

spannung gegen ein reibendes Bauteil gepreSt werden 
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kOnnen, bewahrt. Als besonders geeignet erwies sich em 

elastjsches Kunststofftej]. in Stell- und/oder Betäti-

gungshebel. Die Krãfte kOnnen durch die Gr61e der 

Vorspannung eingestellt werden. 

In der Figur 1 ist das elastische Kunststoffteil 

scheinatjsch abgebildet, jedoch ersichtlich nicht in der 

Form einer Feder, sondern einer viereckigen karierten 

Fläche dargestelit. 

Aus alledem geht für den Fachxnann hervor, dag die 

ublichen Metailfedern durch vorgesparinte, elastische und 

nicht-federformnige Kunstsofftei1e in Stell- oder 

Bettigungshebe1 zu ersetzen sind. Das Merkmal # nicht-

federf6rmigeso Kunststoffteil, auch wenn dieser Begriff 

ursprunglich nicht ausdrUcklich verwendet worden ist, ist 

soirtit in den ursprunglichen Unterlagen implizit vor-

handen, so dag eine unzu1ssige Anderung des Inhalts der 

ursprUnglichen Anmeldung nicht vorliegt. 

Die anderen in der Beschreibüng und den PatentansprUchen 

vorgenonnenen Anderungen finden ihre Stütze in Text des 

ursprunglich Offenbarten. Sie wurden weder in Einspruchs-

noch in Beschwerdeverfahren bestritten, so dag sich em :. 

nàheres Eingehen hierauf erUbrigt. 

Der Gegenstand des angefochtenen Patents geht somnit nicht 

über das ursprUnglich Of fenbarte hinaus (Artikel 123 (2) 

EPU). 

Der geltende Patentanspruch 1 enthãlt sáxntliche Merkinale 

des erteilten Patentanspruchs 1, erganzt durch weitere, 

einschrànkende Merkmnale und 1st somit in Hirthlick auf 

Artikel 123 (3) ebenfalls nicht zu beanstanden. 

1395.D 	 . ../... 
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Aufgabe und LOsung: 

Ein Steuergerat gemAg dem Oberbegriff des ge].tenden 

Patentanspruchs 1 ist aus der von der Beschwerdegegnerin 

ausdrücklich als Stand der Technik anerkannten of f en-

kundigen Vorbenutzung bekannt. 

Bei dein vorbenutzten steuergerat ist als federndes 

Element eine Metailfeder vorgesehen. Den Einsatz einer 

Metailfeder hat die Beschwerdeführerin als nachteilig 

angeseheri, da sie keine ausreichend weiche Verste].1-

m6glichkeit erlaube und besondere Rasterstellungen für 

die Einhaltung der Betriebsiage erfordere. 

Der Erfindung liegt daher die Aufgabe zugrunde, die 

Nachteile, die der Einsatz von Metailfedern in einem 

Steuergerat mit sich bringt, zu beseitigen, d.h. em 

selbstverriegelbares Steuergeràt zu schaffen, das sich 

durch eine leichte Bedienung und eine genaue Einstell-

barkeit ohne Rasterurigen auszeichnet. 

Diese Aufgabe wird durch das im Kennzeichen aufgefuhrte 

Merkxnal, d.h. durch ein vorgespanntes, elastisches, 

nicht-federfOrmiges Kunststoffteil als federndes Element 

gelost. 

Neuheit: 

Wie sich aus den Ausfuhrungen in Punkt 4 ergibt, unter-

scheidet sich das Steuergerat nach Patentanspruch 1 von 

dem of fenkuridig vorbenutzten Steuerger&t im wesentlichen 

durch das im Kennzeichen des Patentanspruchs angegebene 

Merkmal. 

Durch die ixn Prufungs- und ixnEinspruchsverfahren noch 

genannten Dokumente ist der Gegenstand des Patent-

anspruchs 1 ebenfalls nicht bekanntgeworden. Dies folgt 
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schon daraus, daE auch in keinem von ihnen ein Steuer-

gerat mit einem vorgespannten, elastischen, nicht 

federformigen Kunststoffteil als federndes Element 

of fenbart ist. 

Mithin ist die Vorrichtung nach Patentanspruch 1 

gegenüber dent Stand der Technik neu. 

6. 	Erfinderische Tatigkeit: 

Das of fenkundig vorbenutzte Steuergerat, das dent 

Gegenstand der Erfindung am nàchsten koinmt, ist mit einer 

Metalifeder versehen. In dem angefochtenen Patent wird in 

Spaite 2, Zeilen 40 - 42 (bzw. Seite 2, Abs. 2 der 

geltendenBeschrejbung) darauf hingewiesen, dag der 

Einsatz von Metailfederri in Steuergeraten dieser Art 

etabljerte.praxjs sei. Dies wurde seitens der Beschwerde-

gegnerin nicht bestritten. DerFachznann weiL dag Federn 

nicht .nur -aus Metall, sondern auch aus inassivem Kurist- 

stoff verwirklicht werden kOnnen, vgl. z.B. die un 
Einspruchsverfahren noch genannte DE-A-2 323 642, aus der 

eine Kunststoffblattfeder bekannt ist. Es zeigt oder 

beschreibt jedoch kein Dokument ein Steuergerat mit einem 

nicht-federfOrmigen, federnden Element aus Kunststoff. 

Dag strukturell &hn].iche elastische Kunststoffteile 

bisher beispielsweise als sog. "silent blocks" oder dgl. 

verwendet worden sind, d.h. für einen vollig anderen 

Zweck mit nicht vergleichbaren technischen Anforderungen, 

1st von der Beschwerdegegnerin nicht nachgewiesen worden, 

kônnte ihre Verwendung mm beanspruchten Zusammenhang 
jedoch ohnehin nicht nahelegen. 

Es ist bei dieser Sachiage für die Kairmter nicht erkenn-

bar, wie der vorstehend geschilderte Stand der Technik 

eine andere Anregung geben konnte, als diejenige, eine 

federformige Struktur aus Metall oder eventuell aus 

Kunststoff in einexn Steuergerat zu verwenden. 
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Von einem einfachen Austausch an sich für den 

beanspruchteri Zweck bekannter Mittel kann ebenfalls keine 

Rede sein, da die Eignung für diesen Zweck im Stand der 

Technik nirgends angesprochen ist. 

Dazu koniint, dag der Vorschlag des angefochtenen Patents 

im Vergleich mit dem n&chstliegenden Stand der Technik 

oder der etablierten Praxis, d.h. der Benutzung einer 

Metalifeder in einem Steuerger&t, eine vorteilhafte 

Lôsung bietet. Wie die Beschwerdeführerin glaubhaft 

vorgebracht hat, werden dadurch die Vorteile einer 

einfachen und preiswerten Herstellung und einer soliden, 

kraftschlussigen Arretierung erreicht, so dag keine 

besonderen Rasters tel lungen für die Einhaltung des Stell- 

oder Bet&tigungshebel notig sind, sowie eine relativ 

weiche Verstellinoglichkeit und eine feinfühligere 

Einstellung des Stell- oder BetAtigungshebels. Mithin 

weist der Vorschlag des angefochtenen Patents eine 

besondere technische Wirkung gegenüber dem Stand der 

Technik auf, die als Beweisanzeichen für das Vor].iegen 

einer erfinderischen T&tigkeit gewertet werden kann. 

Aus alledem folgt, dag die Vorrichtung nach dem geltenden 

Patentanspruch 1 auf einer erfinderischen Tatigkeit im 

Sinne des Artikels 56 EPU beruht. 

7. 	Das Patent kann deshaib mit dem geltenden Patentanspruch 

1 sowie den auf ihn ruckbezogenen •Patentanspruchen 2 bis 

4, die auf besondere Ausfuhrungsformen der Vorrichtung 

nach dem Patentanspruch 1 gericht sind, aufrechterhalten 

werden. Gegen die angepaSte und bezüglich des Stands der 

Technik aktualisierte Beschreibung bestehen ebenfalls 

keine Bedenken. 
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Entacheidungsformel: 

Aus diesen Gründen wird entechieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die erste Instanz zurückverwiesen mit 

der Auflage, das Patent mit den in der inundlichen 

Verhandlung vorgeleqten Unterlagen aufrechtzuerhalten. 

Der Geschaftsstellenbeamte: 	Der V7fitzende: 

S. Fabiani 
	

Gumbel 
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